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Es gibt wohl wenige Berufe, die eine 
derart hohe Verantwortung tragen und 
dennoch so prekär sind, wie die Tätig-
keit der Hebammen. Hebammen sind 
oft die erste Ansprechperson für (wer-
dende) Mütter und begleiten sie wäh-
rend der Geburt – und das unter immer 
größerem Druck. Bereits vor sieben 
Jahren ging daher eine erste Petition 
zur Verbesserung dieser unhaltbaren 
Situation an den Deutschen Bundestag. 
Mit über 186 000 eingereichten Unter-
schriften war sie die bis dahin erfolg-
reichste – gleichwohl haben die dama-
lige schwarz-gelbe und die folgende 
schwarz-rote Bundesregierung das 
Thema weitgehend ignoriert. 

Schon damals forderten die Hebam-
men – massiv unterstützt von (werden-
den) Eltern –, die wohnortnahe geburts-
hilfliche Versorgung sowie die Wahl-
freiheit des Geburtsorts zu gewährleis-
ten, für eine ausreichende Hebammen-
hilfe für Mütter und Neugeborene zu 
sorgen und die Honorare und Gehälter 
der Hebammen zu erhöhen.1 

Doch auch wenn es seither punktu-
ell Verbesserungen gegeben hat, kann 
von einer grundlegenden Wende noch 
längst keine Rede sein, im Gegenteil: 
Vielerorts hat sich die Situation wei-
ter verschlechtert. Schwangere haben 
Schwierigkeiten, eine Hebamme für 
die Betreuung im Wochenbett, also in 
den ersten Tagen und Wochen nach 
der Geburt, zu finden – obwohl sie da-
rauf einen gesetzlichen Anspruch ha-
ben. Auch von Wahlfreiheit beim Ge-
burtsort kann man schon längst nicht 
mehr sprechen: Aufgrund der hohen 

1	 Vgl. www.hebammenverband.de/e-petition.

Versicherungsprämie, die freiberufli-
che Hebammen zahlen müssen, wenn 
sie Geburten begleiten, stiegen etliche 
in den letzten Jahren aus der Geburts-
hilfe aus und bieten seither ausschließ-
lich Geburtsvorbereitungskurse, Vor- 
und Nachbetreuungen zu Hause oder 
zusätzliche Beratungen an.2 Bundes-
weit schließen aus diesem Grund im-
mer mehr Geburtshäuser, die eine Al-
ternative zur Geburt in Kliniken dar-
stellen, und stehen immer weniger 
Hebammen für Hausgeburten zur Ver-
fügung. Doch selbst bei den Kliniken 
mit Geburtsabteilung verringerte sich 
in den letzten Jahren die Auswahl. 

Angesichts dessen gab der Verein 
Motherhood e.V. in diesem Sommer so- 
gar eine „Reisewarnung“ für Schwan-
gere aus, um auf die Engpässe bei Ge-
burtsstationen insbesondere in Küs-
tenregionen aufmerksam zu machen: 
So schloss beispielsweise im Jahr 2014 
die Geburtsstation auf der Insel Sylt, 
auf der ein Jahr zuvor noch hundert 
Kinder das Licht der Welt erblickt hat-
ten. Schwangeren Inselbewohnerinnen 
wird nun tatsächlich geraten, ab zwei 
Wochen vor dem Geburtstermin nach 
Flensburg umzuziehen, um rechtzeitig 
die dortige Klinik zu erreichen. Wäh-
rend das für Erstgebärende hilfreich 
sein mag, können Familien, die bereits 
Kinder haben, das kostenfreie Angebot 
nicht so ohne weiteres annehmen: Die 
Kinder wollen betreut sein, müssen in 
die Schule oder in den Kindergarten – 
und zudem ist eine Trennung von der 
Familie in einer solch emotional auf-

2	 Vgl. Silke Weber, Sabine Kroh – Hebamme per 
Skype, in: „Die Zeit“, 40/2017.
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wühlenden Situation wie einer Geburt 
keineswegs zuträglich. Manche Mütter 
schaffen es daher gar nicht rechtzeitig 
aufs Festland, weshalb auch jetzt noch 
auf Sylt Kinder zur Welt kommen – un-
geplant zu Hause oder gar im Autozug 
auf dem Weg zur Geburtsklinik.3

Ähnlich ist die Lage in Mecklenburg-
Vorpommern: Auch das Krankenhaus 
in Wolgast, das unter anderem für die 
Insel Usedom zuständig ist, verfügt seit 
2016 über keine Geburtsstation mehr. 
Schwangere von der Insel müssen seit-
dem bis Anklam oder Greifswald fah-
ren – statt einer Viertelstunde sind sie 
nun mindestens eine Dreiviertelstunde 
unterwegs. Während der Ferienzeiten 
und insbesondere an An- und Abreise-
tagen der Inselurlauber kann die Fahrt 
mit dem Auto mitunter sogar zwei Stun-
den dauern. Im Vorfeld der Schließung 
kam es deshalb zu massiven Protesten, 
in die sich auch die AfD einmischte. 
Auf diese Weise konnte sie sich vor Ort 
als Kümmerer-Partei profilieren, was 
zu ihrem immensen Ergebnis beigetra-
gen haben dürfte. 

Mehr Geburten, weniger Kreißsäle

Sylt und Wolgast stehen beispielhaft 
für eine Entwicklung, die längst in vie-
len ländlichen und auch städtischen 
Regionen zu bemerken ist: Ob Bad Tölz 
oder Köln, bundesweit werden Kreiß-
säle geschlossen. Seit 1991 sank deren 
Zahl um sage und schreibe 40 Prozent. 
Dieser Schwund lässt sich zum Teil 
mit dem Rückgang der Geburtenrate 
in den 90er und frühen 2000er Jahren 
erklären. Doch seit 2012 steigt diese 
Jahr für Jahr an, während nach wie vor 
Kreißsäle schließen. Begründet wird 
dies vordergründig oftmals mit zu ge-
ringen „Fallzahlen“. 

Doch das eigentliche Problem liegt 
woanders, nämlich in der mangeln-
den „Rentabilität“: Geburtsstationen 

3	 Vgl. Sylter Hebammen fordern Notfallkon-
zept für Geburtshilfe, www.abendblatt.de, 
1.2.2015.

sind teuer, eine Geburt kann eine hal-
be Stunde, aber auch zwei Tage dau-
ern. Das ist weder planbar noch mit 
den Pauschalen, die die Krankenhäu-
ser seit der großen Gesundheitsreform 
nur noch abrechnen können, finanzier-
bar: „Ein Drittel der Krankenhäuser in 
Deutschland macht Verluste. Vielfach 
bleibt den Häusern nichts anderes üb-
rig, als die personalintensive Geburts-
hilfe-Station zu schließen“, so Georg 
Baum, Hauptgeschäftsführer der Deut-
schen Krankenhausgesellschaft.4 

Es wäre also dringend an der Zeit, 
die Finanzierung der Krankenhäuser 
endlich wieder vom Kopf auf die Füße 
zu stellen und den tatsächlich geleiste-
ten Aufwand – anstatt unzureichende 
Pauschalen – zu erstatten. Doch solan-
ge dieser große Wurf nicht in Sicht ist, 
muss mit finanziellen Zuschlägen dafür 
gesorgt werden, dass Kreißsäle offen-
bleiben können: Eine Gesellschaft, die 
nicht müde wird zu betonen, wie wich-
tig steigende Geburtenzahlen sind, 
sollte dringend dafür sorgen, dass nicht 
schon der Beginn des Lebens allein der 
„Rentabilität“ untergeordnet wird.

Die unzureichende „Fallpauschale“ 
für eine spontane, also ohne wesentli-
che ärztliche Eingriffe ablaufende Ge-
burt generiert zugleich ein weiteres 
Problem: Seit Jahren steigt die Zahl der 
Kaiserschnitte. Diese machen mittler-
weile gut ein Drittel aller Geburten aus, 
in privaten Krankenhäusern teilwei-
se sogar schon mehr als 40 Prozent. Die 
WHO dagegen hält eine Kaiserschnitt-
rate von maximal 15 Prozent für medi-
zinisch begründet, noch in den 90er 
Jahren entsprach Deutschland dem. 

Ein Krankenhaus kann jedoch für 
einen Kaiserschnitt eine bis zu dreimal 
so hohe Pauschale geltend machen wie 
für eine spontane Geburt – und zudem 

4	 Zit. nach: Christina Sticht, Kreißsäle schlie-
ßen. „Frauen, die mit Wehen vor der Tür ste-
hen, werden abgewiesen“, in: „Kölner Stadt-
anzeiger“, 23.10.2017; zu den fatalen Auswir-
kungen der Gesundheitsreform auf die Kran-
kenhäuser vgl. auch Kai Mosebach und Nadja 
Rakowitz, Fabrik Krankenhaus, in „Blätter“, 
9/2012, S. 19-22.
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den erforderlichen Personal- und Zeit-
aufwand wesentlich besser einschät-
zen. Es erscheint daher aus der Pers-
pektive der Krankenhausleitung wirt-
schaftlich höchst rational, möglichst 
viele Kaiserschnitte durchzuführen – 
unabhängig von deren medizinischer 
Notwendigkeit. 

Zumindest jene Kaiserschnitte, die 
ungeplant durchgeführt werden, wä-
ren zum Teil vermeidbar – nämlich 
dann, wenn die Hebammen ausrei-
chend Zeit für jede Gebärende hätten. 
Doch vielerorts fehlen nun Hebammen 
und die Krankenhäuser scheitern da-
ran, die offenen Stellen neu zu beset-
zen. Die verbleibenden Hebammen 
arbeiten daher unter Hochdruck und 
müssen teilweise mehrere Geburten 
gleichzeitig betreuen. Da verwundert 
es nicht, dass aus Angst vor Fehlern 
bisweilen zu früh ein Kaiserschnitt 
durchgeführt wird. 

Manche Krankenhäuser führten aus 
Personalmangel für ihre Geburtssta-
tionen Öffnungszeiten ein – oder boten  
nur noch geplante Kaiserschnitte an.5 
Mitunter werden Schwangere sogar 
von Krankenhäusern abgewiesen, weil  
diese gerade keine freien Kapazitäten 
haben. So häuften sich in Berlin im ver-
gangenen Jahr Berichte von Schwan-
geren, die von einem Krankenhaus 
zum nächsten geschickt wurden, ob-
wohl bei ihnen bereits die Wehen ein-
gesetzt hatten – eine katastrophale La-
ge für Frauen (und ihre Ungeborenen) 
in einem solchen Ausnahmezustand.6 

Schiedsspruch unter Wert

All das liegt nicht zuletzt an einer un-
zureichenden Anerkennung und Wert-
schätzung der Arbeit von Hebammen, 
die sich auch in ihrer geringen Bezah-

5	 Vgl. Florian Tempel, Klinikum Erding – Kreiß-
saal wird geschlossen, 23.6.17, www.sued-
deutsche.de.

6	 Vgl. Anne Fromm, Hebammenkrise in Ber-
liner Kreißsälen. Wehe, Du kommst, in: „die  
tageszeitung“, 14.9.2017.

lung niederschlägt. 60 Prozent der in 
Krankenhäusern beschäftigten Heb-
ammen arbeiten nur in Teilzeit – weil 
sie selbst Familien haben und weil sie 
zusätzlich Eltern vor und nach der Ge-
burt zu Hause betreuen, aus Freude an 
der Arbeit mit den jungen Eltern, aber 
auch, um ihr Einkommen zu erhöhen. 
Gerade in Großstädten reicht das Ein-
kommen einer angestellten Hebamme 
nicht aus. Daran ändert auch die im 
September ergangene Entscheidung 
der Schiedsstelle nichts, die der Spit-
zenverband der Gesetzlichen Kranken-
versicherung angerufen hatte, nach- 
dem er sich mit den verschiedenen 
Hebammenverbänden über strittige 
Fragen nicht hatte einigen können – 
dazu zählten etwa ein angemessenes 
Honorar für freiberufliche Hebammen, 
bessere Arbeitsbedingungen und eine 
verbesserte Versorgungsqualität. 

Der Schiedsspruch sieht unter an-
derem eine Honorarerhöhung für frei-
berufliche Hebammen um 17 Prozent 
vor.7 Was sich nach einer satten Ein-
kommenssteigerung anhört, relativiert 
sich jedoch deutlich, wenn man sich die 
Beträge ansieht, um die es geht: Für je-
den Hausbesuch nach der Geburt kann 
eine Hebamme nun 38 Euro abrechnen, 
für Nachtbesuche 46 Euro. Während 
dieser bis zu einstündigen Besuche in 
den ersten Tagen und Wochen nach der 
Entbindung steht die Hebamme für al-
le auftretenden Fragen zur Verfügung. 
Sie begleitet beim Stillen, unterstützt 
beim richtigen Umgang mit dem Ba-
by, kontrolliert die Genesung der Mut-
ter und die Entwicklung des Säug-
lings. Kurzum, sie trägt wesentlich da-
zu bei, dass Eltern und Kind eine gute 
Beziehung zueinander aufbauen kön-
nen. Ein Handwerker würde sich für 
eine solche Bezahlung noch nicht ein-
mal ins Auto setzen, wie die Hebamme 
Maja Böhler in ihrer lesenswerten und  
allen Widrigkeiten zum Trotz unter-
haltsam für den Hebammenberuf be-

7	 Diese ist bis zum 1. Juli 2020 festgefroren, erst 
danach kann über weitere Erhöhungen ver-
handelt werden.
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geisternden Kolumne „Die Wehen-
schreiberin“ in der „Süddeutschen Zei-
tung“ treffend bemerkt.8 

Auch an einem zweiten Punkt ent-
zündet sich heftige Kritik: Freiberuf-
liche Hebammen, die als sogenannte 
Beleghebammen in Kliniken Gebur-
ten begleiten, können ab dem 1. Janu-
ar 2018 nur noch zwei Geburten gleich-
zeitig abrechnen. Was eigentlich prima 
klingt, weil es sich der Forderung nach 
einer Eins-zu-eins-Betreuung wäh-
rend der Geburt annähert, dürfte in der 
Praxis allerdings zu enormen Schwie-
rigkeiten führen: Da Hebammen in den 
Kreißsälen fehlen, die Geburtenzah-
len aber steigen, wird die Neuregelung 
entweder dazu führen, dass noch mehr 
Frauen unter Wehen von Krankenhäu-
sern abgewiesen werden, oder aber, 
dass die Hebammen mehr Gebären-
de betreuen, als sie abrechnen können. 
Davon ist besonders Bayern betroffen, 
wo 60 Prozent aller Hebammen in den 
Krankenhäusern freiberuflich arbei-
ten – bundesweit sind es im Schnitt 20 
Prozent. Ärzte und Hebammen vermu-
ten daher, dass „der Fokus nicht wirk-
lich auf einer Verbesserung der Betreu-
ungsquote für Gebärende lag“, so Franz 
Edler von Koch, Chefarzt des Klinikums 
Dritter Orden in München, sondern 
auf der Erschließung weiterer Einspar-
potentiale.9 Für festangestellte Hebam-
men wurden nämlich keine neuen Vor-
gaben beschlossen. Wollte man sich da-
gegen tatsächlich einer Eins-zu-eins-
Betreuung bei Geburten annähern, 
müssten schlichtweg überall mehr Heb-
ammen beschäftigt werden. 

Doch dafür bietet der Schiedsspruch 
ebenso wenig eine Lösung wie für das 
seit Jahren debattierte Problem der im-

8	 Maja Böhler, Die Wehenschreiberin: Maria und 
Josef reloaded, 1.8.2017, www.süddeutsche.de;  
auch der neue Deutsche Hebammenverein e.V. 
will mit Aus- und Weiterbildungsangeboten 
sowie verstärkter Öffentlichkeitsarbeit Men-
schen für den Hebammenberuf gewinnen, um 
die Versorgung auch in Zukunft sicherzustel-
len, vgl. www.deutscher-hebammenverein.de.

9	 Zit. nach Doris Richter, Hebammen-Hammer! 
Geburtshilfe in München vor dem Kollaps, 
www.merkur.de, 19.9.2017.

mer weiter steigenden Prämien für die 
Haftpflichtversicherung freiberuflicher 
Hebammen, die Geburten begleiten. 
Lagen die Prämien in den 1980er Jah-
ren noch unter 100 DM pro Jahr, wur-
den 2017 sagenhafte 7639 Euro fällig. 
Und bis 2020 sollen sie sogar auf 9098 
Euro steigen. Zwar erhalten die Heb-
ammen inzwischen auf Antrag eine 
Ausgleichszahlung vom Spitzenver-
band der Gesetzlichen Krankenkassen, 
das Grundproblem ist damit aber nicht 
gelöst. Denn anders als bei der gesetz-
lichen Unfallversicherung, bei der sich 
das Versicherungsrisiko auf viele Bei-
tragszahler verteilt, können die zahlen-
mäßig wenigen Hebammen das Haf-
tungsrisiko gar nicht adäquat abfedern. 

Dabei hat sich in den vergangenen 
20 Jahren nicht etwa die Fehlerquo-
te von Hebammen erhöht, die entspre-
chend teurer abgesichert werden müss-
te. Vielmehr sorgt der medizinische 
Fortschritt beispielsweise dafür, dass 
Säuglinge, die bei der Geburt unter 
Sauerstoffmangel litten, öfter über- und 
viel länger leben. In Verbindung mit 
einer gestiegenen Klagewilligkeit von 
betroffenen Eltern führte dies zu einer 
massiven Erhöhung von Schadens-
ersatz- und Unterhaltsforderungen.

Anstelle einer nur von Hebammen 
zu tragenden Haftpflichtversicherung 
muss daher dringend über eine sinn-
volle Alternative nachgedacht wer-
den. Andernfalls werden Hebammen 
die Kosten und Risiken ihres eigenen 
Berufsstandes bald nicht mehr stem-
men können. Daher fordern der DHV 
sowie die Linkspartei und die Grü-
nen die Einführung eines Haftungs-
fonds mit einer Haftungshöchstgren-
ze, wie es ihn in Österreich bereits gibt: 
Dort zahlen Hebammen jährlich hun-
dert Euro ein, der Rest wird vom Staat 
aufgefüllt. Der positive Nebeneffekt: 
Auf diese Weise wird die gesellschaft-
lich enorm wertvolle Arbeit, die Heb-
ammen Tag für Tag leisten, endlich ge-
würdigt. Wenigstens in dieser Hinsicht 
kann sich Deutschland an seinem klei-
neren Nachbarn ein Beispiel nehmen.
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